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Einleitung 

Die Harmonisierung des Rechts in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften war schon in den Gründungsverträgen nicht darauf angelegt, 
die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten in umfassender Weise zu homogeni-
sieren. Vielmehr dachte man - wie dies im Prinzip der begrenzten Rechtsset-
zungsermächtigung des Art. 189 EGV und des Art.3b Abs. 1 EGV zum 
Ausdruck gekommen ist und wie dies im Subsidiaritätsprinzip des Art. 3b 
Abs.2 EGV anklingt - grundsätzlich an ein Fortbestehen der Rechtsordnun-
gen in den einzelnen Mitgliedstaaten unter Wahrung ihrer jeweiligen Eigen-
ständigkeit. Nur in bestimmten Fällen, nämlich dort, wo die Europäischen 
Gemeinschaften dazu in den Gründungsverträgen ausdrücklich ermächtigt 
wurden; soll eine Harmonisierung der mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen 
durch gemeinschaftsrechtliche Regelungen erfolgen. 

Liegt eine gemeinschaftsrechtliche Regelung durch Sekundärrecht vor, die 
gemeinschaftsweit in gleicher Weise gilt und angewendet wird, ist eine Dis-
kriminierung von Bürgern einzelner Mitgliedstaaten gegenüber Bürgern ande-
rer Mitgliedstaaten in dem jeweils geregelten Bereich in der Regel konzeptio-
nell ausgeschlossen. Hier kann sich der einzelne Unionsbürger unter 
bestimmten Voraussetzungen in jedem Mitgliedstaat gegenüber diesem darauf 
berufen, entsprechend dem gegebenenfalls unmittelbar anwendbaren Sekun-
därrecht behandelt zu werden. 

In den nicht harmonisierten Bereichen des Rechts, wo weiterhin die einzel-
nen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen ohne sekundärrechtliche Harmoni-
sierung bestehen, ist die Lage unübersichtlicher. Hier gilt im jeweiligen 
Regelungssystem eines Mitgliedstaates für das supranationale Recht der Euro-
päischen Gemeinschaften ein Anwendungsvorrang. Das Primärrecht beein-
flußt die Rechtsordnungen in den einzelnen Mitgliedstaaten, indem etwa in 
der nationalen Gesetzgebung primärrechtliche Vorgaben zu beachten sind. 

Das Primärrecht kann darüber hinaus als unmittelbar für den einzelnen 
Unionsbürger anwendbares Recht Geltung beanspruchen. Etwa im Bereich 
des freien Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaften ist es möglich, daß 
sich der Unionsbürger aus dem Mitgliedstaat A gegenüber dem Mitgliedstaat 
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B darauf berufen kann, dessen Regelungen entsprächen nicht dem Primärrecht 
der Europäischen Gemeinschaften. Sofern eine Berufung auf Primärrecht, 
insbesondere auf eine Grundfreiheit des EG-Vertrages, Erfolg hat, gilt das 
primärrechtswidrige Recht des Mitgliedstaates B nicht gegenüber dem jewei-
ligen Unionsbürger aus dem Mitgliedstaat A. Dieser Unionsbürger hat etwa 
beim grenzüberschreitenden Warenverkehr lediglich die (rechtmäßigen) recht-
lichen Vorgaben seines Herkunftsstaates zu beachten. Gleiches gilt im Ein-
flußbereich von Sekundärrecht, wenn dieses die Harmonisierung von Inlands-
sachverhalten ausspart. 

Sollten die Bürger des Mitgliedstaates B als Inländer nun anders als andere 
Unionsbürger weiterhin an die primärrechtswidrigen Bestimmungen gebunden 
bleiben, entsteht ein erhebliches Benachteiligungspotential. Die "Verwerfun-
gen", die sich so auf grund des Zusammenwirkens von nationalen Rechtsord-
nungen mit Europarecht ergeben, betreffen keine Einzelfälle, sondern sind 
vielmehr strukturell bedingt. Sie können in jedem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union auftreten. In diesem Kontext ist auch von Interesse, ob Einflüsse 
des Völkerrechts ähnliche Wirkungen zeitigen können. Mit der vorliegenden 
Arbeit soll unter anderem der Versuch unternommen werden, Strukturen und 
normative Rahmenbedingungen für Inländerdiskriminierung offenzulegen. 

Eine naheliegende und durch die Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs mehrfach entschiedene Frage ist, ob Diskriminierungen auf grund 
mitgliedstaatlichen Rechts mit Primärrecht der Europäischen Gemeinschaften 
vereinbar sind. Weiterhin wird untersucht, ob etwaige Benachteiligungen der 
Inländer vor dem Grundgesetz Bestand haben können. 



Teil 1 

Begriff, Erscheinungsformen und Ursachen der 
Inländerdiskriminierung 

§ 1 Begriff der Inländerdiskriminierung 

A. InIänderdiskriminienmg 

Diskriminierung ist die unterschiedliche Behandlung zweier gleicher Tat-
bestände, die den Betroffenen benachteiligtl . Inländerdiskriminierung als 
Gegenstück zur Ausländerdiskriminierung liegt vor, wenn Inländer gegenüber 
Ausländern benachteiligt werden2• 

I. Der Begriff des "Inländers" 

1. Parallele zum Ausländergesetz ? 

Der Begriff des "Inländers" ließe sich negativ formulieren als Nicht-Aus-
länder. Ausländer ist gern. § 1 Abs. 2 AuslG jeder, der nicht Deutscher im 

1 Der Begriff wird mit sehr unterschiedlichen Bedeutungen belegt, deshalb wird hier auf 
einen "Minimalkonsens" abgestellt. Ausführlich Epiney, Umgekehrte Diskriminierungen, S. 3 f. 
ID. w. N.; Jaenicke, in: Strupp/Schiochauer, Wörterbuch des Völkerrechts, Bd. I, S. 387 ff.; 
Partsch, in: Bemhardt, Encyclopedia of Public International Law, Bd. I, S. 1079 ff.; zur Dis-
kriminierung im Völkerrecht Kimminich, in: Görres-Gesellschaft, Staatslexikon, Bd. 2, S. 60 f.; 
zur Diskriminierung in internationalen Wirtschaftsbeziehungen Kü[p, in: Görres-Gesellschaft, 
Staatslexikon, Bd.2, S. 62 ff.; im Zusammenhang mit Diskriminierungen aus Gliinden der 
Staatsangehörigkeit v. Bogdandy, in: GrabitzlHilf, KEU, Art. 6 EGV, Rdnr. 8. Vgl. auch 
Lawson, Encyclopedia of Human Rights, S. 1834: "Any distinction, exclusion, limitation, or 
preference which, being based on race, color, sex, language, religion, political or other opinion, 
national or social origin, economic condition, property, or birth, has the purpose or effect of 
nullifying or impairing equality of treatment. " 

2 Vgl. Sundberg-Weitmon, Discrimination on Grounds of Nationality, S. 113 ff.: "Discri-
mination against aState' s own Nationals· . 
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